
1. Ist die Richtlinie bei der Auslegung des nationalen Rechts 
bereits für Vorfälle zu berücksichtigen, die sich nach dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie am 22. Juni 
2001, aber vor dem Zeitpunkt ihrer Anwendbarkeit am 
22. Dezember 2002 ereignet haben? 

2. Handelt es sich bei Vervielfältigungen mittels Druckern um 
Vervielfältigungen mittels beliebiger fotomechanischer Ver­
fahren oder anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung im 
Sinne von Art. 5 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie? 

3. Für den Fall, dass die zweite Frage bejaht wird: Können die 
Anforderungen der Richtlinie an einen gerechten Ausgleich 
für Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf das Ver­
vielfältigungsrecht nach Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
unter Berücksichtigung des Grundrechts auf Gleichbehand­
lung aus Art. 20 der EU-Grundrechtecharta auch dann er­
füllt sein, wenn nicht die Hersteller, Importeure und Händler 
der Drucker, sondern die Hersteller, Importeure und Händler 
eines anderen Geräts oder mehrerer anderer Geräte einer zur 
Vornahme entsprechender Vervielfältigungen geeigneten Ge­
rätekette Schuldner der angemessenen Vergütung sind? 

4. Lässt bereits die Möglichkeit einer Anwendung von tech­
nischen Maßnahmen gemäß Art. 6 der Richtlinie die Bedin­
gung eines gerechten Ausgleichs im Sinne des Art. 5 Abs. 2 
Buchst. b der Richtlinie entfallen? 

5. Entfällt die Bedingung (Art. 5 Abs. 2 Buchst. a und b der 
Richtlinie) und die Möglichkeit (vgl. Erwägungsgrund 36 der 
Richtlinie) eines gerechten Ausgleichs, soweit die Rechts­
inhaber einer Vervielfältigung ihrer Werke ausdrücklich 
oder konkludent zugestimmt haben? 
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Vorlagefragen 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Aus­
legung der Richtlinie 2001/29/EG ( 1 ) des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung 
bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft folgende Fragen 
vorgelegt: 

1. Ist die Richtlinie bei der Auslegung des nationalen Rechts 
bereits für Vorfälle zu berücksichtigen, die sich nach dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie am 22. Juni 
2001, aber vor dem Zeitpunkt ihrer Anwendbarkeit am 
22. Dezember 2002 ereignet haben? 

2. Handelt es sich bei Vervielfältigungen mittels Druckern um 
Vervielfältigungen mittels beliebiger fotomechanischer Ver­
fahren oder anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung im 
Sinne von Art. 5 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie? 

3. Für den Fall, dass die zweite Frage bejaht wird: Können die 
Anforderungen der Richtlinie an einen gerechten Ausgleich 
für Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf das Ver­
vielfältigungsrecht nach Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
unter Berücksichtigung des Grundrechts auf Gleichbehand­
lung aus Art. 20 der EU-Grundrechtecharta auch dann er­
füllt sein, wenn nicht die Hersteller, Importeure und Händler 
der Drucker, sondern die Hersteller, Importeure und Händler 
eines anderen Geräts oder mehrerer anderer Geräte einer zur 
Vornahme entsprechender Vervielfältigungen geeigneten Ge­
rätekette Schuldner der angemessenen Vergütung sind? 

4. Lässt bereits die Möglichkeit einer Anwendung von tech­
nischen Maßnahmen gemäß Art. 6 der Richtlinie die Bedin­
gung eines gerechten Ausgleichs im Sinne des Art. 5 Abs. 2 
Buchst. b der Richtlinie entfallen? 

5. Entfällt die Bedingung (Art. 5 Abs. 2 Buchst. a und b der 
Richtlinie) und die Möglichkeit (vgl. Erwägungsgrund 36 der 
Richtlinie) eines gerechten Ausgleichs, soweit die Rechts­
inhaber einer Vervielfältigung ihrer Werke ausdrücklich 
oder konkludent zugestimmt haben? 
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